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Die Arbeitslosenzahlen
sind so hoch wielange
nicht mehr. Die Gewerk-
schaftenrechnen gar mit
einemweiteren Anstieg−
die Kriegsfolgen nicht mit

eingerechnet.

"DieFolgendesIrakkriegesfür
die Wirtschaft sind überhaupt
nicht absehbar", sagt Ali Kaes.
Der beigeordnete Generalsekre-
tär des LCGBist besorgt, bisher
haben er und seine KollegInnen
keine Anzeichenfeststellen kön-
nen, dass sich die wirtschaftli-
che Situation in Europa verbes-
sern wird. Eher könnte das Ge-
genteil der Fall sein: Bereits in
den vergangenen Wochen und
Monaten wurden in vielen EU−
Mitgliedstaaten − Frankreich,
Schweiz, Österreich und
Deutschland − die Wirtschafts-
prognosen nach unten korri-
giert, hält der Krieg an, befürch-
ten ExpertInnen gar eine welt-
weite Rezession. Ein negativer
Trend, von dem auch Luxem-
burg nicht verschont geblieben
ist − und deren Folgen vor allem
die ArbeitnehmerInnen zu tra-
genhaben.
"Wir rechnen klar mit einem

weiteren Anstieg der Arbeitslo-
sigkeit nochin diesemJahr", er-
klärt der Gewerkschafter gegen-
über der woxx.
Neuesten Angaben aus dem

Konjunkturkomitee zufolge ist
die Zahl der Arbeitslosen Ende
Februar nur um acht Personen
auf nunmehr 7.545 gestiegen. Im
Vergleich zum Vorjahresmonat,
als Luxemburgs Wirtschaft noch
mit traumhaften Wachstumsra-
ten aufwarten konnte, sind dies
allerdings fast 31 Prozent mehr
Arbeitslose. Eine drastische Ent-
wicklung, die nach Meinung der
beiden großen Gewerkschaften
LCGB und OGBL nicht unter-
schätzt werden darf, zumal die

Daten unvollständig sind: Rech-
net man die rund 3.880 Beschäf-
tigten hinzu, die sich zurzeit in
so genannten Beschäftigungs-
initiativen oder Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen befinden, er-
höht sich die Gesamtzahl der
Arbeitslosen auf über 11.000
Personen.
Und das sind noch nicht alle,

denn die luxemburgische Ar-
beitslosenstatistik des Ar-
beitsamtes ADEM gibt − zumin-
dest in der Arbeitslosenrate von
aktuell 3,8 Prozent − keinen Auf-
schluss über die Zahl der ar-
beitslos gewordenen Grenzgän-
gerInnen. Belgische, deutsche
oder französische PendlerInnen,
die in Luxemburg ihre Arbeit
verlieren, erhalten finanzielle
Unterstützung in ihrem Wohn-
land und werdenfolglich hierzu-
lande nicht erfasst.

Unbekannte Größe
GrenzgängerInnen
Auchanihren Wohnorten wer-

den Frontaliers kaum wahrge-
nommen. "Arbeitslose Grenzgän-
ger werden bei uns nicht extra
erfasst", sagt Jasmin Metzdorf,
Sachbearbeiterin der Abteilung
"Information & Controlling" des
Trierer Arbeitsamtes. Eindeutige
Aussagen über die Entwicklung
des Frontaliers−Aufkommens ge-
stalten sich vor diesem Hinter-
grundals extremschwierig.
Eine Annäherungermöglichen

lediglich die E−301−Formulare
der ADEM, diearbeitslose Grenz-
gängerInnen brauchen, um im
Heimatland Arbeitslosengeldbe-
antragen zu können. Zwischen
600 und 1.200 monatlich werden
ausgehändigt, allerdings sind
auch diese Ziffern mit Vorsicht
zu genießen. "In Belgien ist die
Vorlage des Formulars nicht ob-
ligatorisch", weißAli Kaes zube-
richten.
Mit demDatenmanko bei den

GrenzgängerInnen wird ausge-
rechnet einefür denhiesigenAr-
beitsmarkt entscheidende Grup-
pe vernachlässigt: Nicht nur,
dass über 38 Prozent der Arbeit-
nehmerInneni mGroßherzogtum
täglich aus demAusland gereist
kommen. Viele vonihnen haben
zudemStellen, diein Krisenplät-
zenanfälliger sindals andere.
"Im Grunde haben Grenzgän-

gerinnenoft dieunsicherstenAr-
beitsplätze", sagt FrankJost von
der Arbeitslosenorganisation
ACC (Agir contre le chômage).
Tatsächlich werden viele Ar-
beitsstelleni msicheren öffentli-
chen Dienst eher vonLuxembur-
gerInnenbesetzt− eineFolge der
Sprachanforderungen, die Aus-
länderInnenvergleichsweise sel-
tener erfüllen.

Archillesferse Finanzplatz
Viele Frontaliers arbeiten im

Bankensektor. Doch gerade die-
ser Bereicherweist sichi mZuge
der anhaltenden Wirtschafts-
flaute und der Umstrukturierun-
geni mBankenwesen als beson-
ders unsicher − hier rächt sich
die von ACC und Gewerkschaf-
ten oft kritisierte monolithische
Ausrichtung der luxemburgi-
schen Wirtschaft auf das Bank-
gewerbe.
"Es gibt einige, die Angst da-

vor haben, ihren Arbeitsplatz zu
verlieren", berichtet Armand
Drews. Der Präsident des Syndi-

kat Banken und Versicherungen
des OGBL kann vorläufig zwar
keine Gefahr eines drastischen
Stellenabbaus erkennen und ap-
pelliert an die ArbeitnehmerIn-
nen, die Ruhe zu bewahren,
doch wirklich sicher ist er sich
nicht. "Ichgehe eher davonaus,
dass der Abbau schleichend
passiert."
In der Tat sind − trotz Sozial-

pläne, Einstellungsstopps und
Alarmsti mmung − Massenentlas-
sungen, wie sie etwa die deut-
schen Mutterhäuser der Hypo−
Vereinsbank und der Dresdner
Bank für dieses Jahr angekün-
digt haben, hierzulande bisher
ausgeblieben. Die Luxembur-
ger Zentralbank BCL schreibt
in ihrem jüngsten Bericht von
rund 600 MitarbeiterInnen, die
i m vergangenen Jahr entlassen
wurden.
"Oft werden befristete Verträ-

ge einfach nicht verlängert, Leu-
tein denvorzeitigen Ruhestand,
in Weiterbildung oder in den
Congé parental geschickt", er-
klärt Jean Hoffmannverschiede-
ne Strategien von Unternehmen,
um die Krise abzufedern. Doch
diese funktionieren nur zeitlich
begrenzt, "dann kommt es zu
gravierenden Umstrukturierun-
gen", befürchtet derleitende Be-
amte der ADEM.
In Deutschland, wo Banken

und Versicherungenin einer tief
greifenden Krise stecken, hat
der massive Stellenabbauschon
längst begonnen.
Dabei warnen Branchenken-

ner durchaus vor voreiligenStel-
leneinsparungen. Laut Wirt-
schaftsexperte Alfred Kiesler,
Professor für Betriebswirt-
schaftslehre an der Universität
Mannheim, wird von Unterneh-
men in Europa zunehmend das
so genannte Downsizing betrie-
ben. Ohneflankierende Maßnah-
men aber habe das Verschlan-
kenvonUnternehmen− das bele-
gen Studien aus demHerkunfts-
land des Downsizing, den USA−
meist nicht dengewünschtenEf-
fekt. Eher das Gegenteil sei der
Fall: Die Einsparungen von Per-
sonalkosten, die durch die Ent-
lassungen niederer und mittle-
ren Angestellter entstehen, wer-
den oft durch dengleichzeitigen
Ausbau des mittleren Manage-
ments − um ArbeitnehmerInnen
besser zu kontrollieren− wieder
aufgefressen. Eine Gefahr, dielu-
xemburgischen Banken offenbar
erkannt haben: Die Dexia Bill et-
wa versucht, verstärkt in die
Weiterbildungihrer Angestellten
zu investieren, in der Hoffnung
auf bessere Zeiten.
Doch was geschieht, wenn

künftig i mmer mehr Arbeitneh-
merInnenihrenArbeitsplatz ver-
lieren? Die Beschäftigungsinitia-
tiven, das betonen Gewerkschaf-
ten und ACC, können nur be-
grenzt Personen aufnehmen. Zu-
demscheint noch völlig unklar,
inwieweit auch die anderen be-
stehenden Strukturen einen
massiven Stellenabbau wirklich
auffangen können. Die Zahl der
offenen Stellen in Luxemburg,
aber auchinder Grenzregion, ist
schon seit Monaten rückläufig.
Der Rückgangist so gravierend,
dass ansässige Arbeitszeitfir-
men wiedie Adecco mittlerweile
erste Kapazitäten abbauen.
Denn wo keine Stellen sind, gibt
es nichts zu vermitteln. Die Zei-
chen stehen also schlecht: Lu-
xemburg wirdsich wohl auf wei-
ter steigende Arbeitslosenzah-
leneinstellen müssen.

Ines Kurschat

GATSzumersten...
Das i nternati onale Dienstleistungsabkommen, kurz
GATS genannt, war Thema ei ner Orientierungsdebatte
i m Parlament. Bis Ende dieses Monats sollen die EU−
Mitgliedstaaten der Europäischen Kommissi on mittei-
len, ob sie den Vorschlägen der Li beralisierung be-
sti mmter Dienstleistungen zusti mmen. Die Kommis-
si on wird dann i m Namen der EU−Mitgliedstaaten
bei der Welthandelsorganisati on weiterverhandel n.
Die für die Zukunft des Landes nicht unwesentliche
Diskussion fand bislang unter Ausschl uss der Abge-
ordneten, geschweige denn der i nteressierten Öffent-
lichkeit statt. Auf Anfrage des Grünen Muck Huss be-
fasste sich das Parlament − allerdi ngs reichlich spät −
mit der komplexen Materie und war nach der Debatte
wohl orientierungsloser denn zuvor. Während die
Mehrheitssprecher Mosar und Cal mesfast l ustlosjede
Bedenken gegen I nhalt und Form der Verhandlungen
abwiesen, versuchte die Oppositi on die anwesende Au-
ßenministeri n zu ei ner konkreten Stell ungnahmezu be-
wegen. Welche Vorschläge, wollen sie wissen, denn
Brüssel nun konkret unterbreitet habe, es liege ledi g-
lich ei ne Kurzfassungvor. Polfer wi mmelte ab: Es gebe
kei n GATS−Gespenst, i n Wirklichkeit biete das Abkom-
men ei ne Chance für unsere dienstleistungsorientierte
Wirtschaft. Wie kompliziert das Ganzeist, erläuterte die
Außenministeri n an Hand ei nes Antwortbriefes aus ei-
nem Ministeri um, das zu den EU−Vorschlägen Stell ung
beziehen sollte: Die Dokumente seien ja ausschließlich
i n Englisch verfasst undi n ei ner Sprache gehalten, die
nur WelthandelsexpertI nnen zugänglich sei, deshal b
sei das Ministeri umaußer Standein der Kürze der Zeit
ei ne Bewertung der Vorschläge zu machen. Jetzt weiß
die Chamber: Allesist i n besten Händen.

... undzumzweiten
Als Fall beispiel, wie das GATS−Abkommen dazu führen
kann, bisheri ge Hoheitsrechte der WTO−Mitgliedsstaa-
ten rei n kommerziellen Spielregel n zu unterwerfen,
wurde i n der Debatte die Vermarktung des Tri nkwas-
sers genannt. Auf ei ne entsprechende Frage von Serge
Urbany von "Déi Lénk" betonte Lydie Polfer mehrfach,
dass ei ne Frei gabe des Wassers nicht i n Frage käme.
Allerdi ngs konnte sie nicht erklären, weshalb die Tri nk-
wasserversorgung nicht auf der Liste der ausdrücklich
ausgeschlossenen Dienstleistungsbereiche aufgeführt
wird. " Wir verhandel n noch, aber ich gebe alle Garan-
tien, dass das Wasser nicht verhandel barist", so Polfer.
Allerdi ngs ist seit Juni 2002 gewusst, dass Europa bei
anderen WTO−Mitgliedstaaten interveniert, damit diese
i hre Umweltdienstleistungen und i nsbesondere i hre
Wasserversorgung frei geben. Europäische Multis wie
"Vivendi" oder "Suez−Lyonnaise des Eaux" si nd an die-
semriesi gen Markt i nteressiert. I nformierte Kreise ge-
hen davon aus, dass die Kommissi on den hei mischen
Wassermarkt gegebenenfalls preisgeben wird, umZu-
gang zu deni nternati onalen Märkten zu bekommen. I st
die Li beralisierungsmaschi ne erst mal l osgetreten,
dann dürfte der Verhandl unsgwille unserer Außenmi-
nisteri n kaumreichen, umsie zu stoppen.

Wolter: Keine absolute Sicherheit
Der Irakkrieg hat i ndirekten Ei nfl uss auf das Großher-
zogtum. Diese Allerweltsweisheit teilte I nnenminister
Michel Wolter gestern auf ei ner Pressekonferenz mit.
Auf Nachfrage der Regierung wurden Maßnahmen zum
Erhalt der nati onalen Sicherheit ergriffen. So besteht
zwar kei ne konkrete Bedrohung für Luxemburg, aber
es gi bt auch keine absolute Sicherheit, wie der Minister
betonte. Der nati onale Sicherheitsrat, der zuletzt nach
dem 11. September 2001 zusammengetreten war, sei
aktiviert, Polizei, Armee und Douanes seien i nformiert
worden. Die Ordnungshüter überwachen "sensible
Punkte", wie die Botschaften der USAund Großbritan-
niens, sowie den Flughafen. Betonblöcke riegeln diese
Orte teil weise ab. Die Polizei wird außerdemverstärkt
auf öffentlichen Plätzen, wie auch bei Menschenan-
sammlungen patrouilli eren. Weitere Angaben über die
getroffenen Maßnahmen wollte der Minister nicht ma-
chen. Vorrang hat nach den Worten Wolters die Sensi-
bilisierung der Menschen für die veränderte Sicher-
heitslage. Verdächti ge Aktivitäten wie Personen sollen
der Polizei gemeldet werden, denn "nichts ist nicht
möglich".
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Nachder ersten Euphorietiefe Talsohlen? Die Auswirkungen des
Irakkrieges, aufdie Weltwirtschaft ebenso wie aufdieinternationalen
Finanzplätze, sindnoch völligungewiss.


